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1 ALLGEMEINES

Die Begriindung zum B-Plan besteht aus mehreren Teilen:
o Stadtebaulicher Textteil (Teil 1)
¢ Umweltbericht / Landespflegerischer Planungsbeitrag (Teil 2).

1.1 Vorbemerkung

Die Ortsgemeinde mochte mit der Aufstellung des Bebauungsplanes durch weitere Baufla-
chen den akut anstehenden Baulandbedarf kurzfristig decken. Es wird hierbei ein bislang als
Acker genutzter Bereich erschlossen.

Regionaler Raumordnungsplan

Der Ortsgemeinde Bekond sind im Regionalen Raumordnungsplan (Regionaler Raumord-
nungsplan i.d.F. von 1984/85 inkl. Fortschreibung vom Dezember 1995 und Teilfortschrei-
bung vom Mai 1997; RROP; unter Beachtung des Fortschreibungsentwurfes zur Windener-
gienutzung aus dem Jahre 2002) Ubergreifend die Schwerpunktfunktion ,,Landwirtschaft*
(L) zugewiesen, wahrend ,Wohnen* (W) und Gewerbe (G), sowie die besondere Funktion
~Erholung* allein der Eigenentwicklung unterliegen sollen.

Aufgrund der rdumlichen Nahe zum ,Industriepark Region Trier* sowie der guten Verkehr-
sanbindung ist jedoch eine verstarkte Nachfrage nach Baugrundstticken zu verzeichnen.

Erfordernis zur Ausweisung und Aufstellung des B-Planes gem. § 1(3) BauGB

In der Bauflachenbilanzierung sind laut dem Erlauterungsbericht zum Flachennutzungsplan
in der Ortsgemeinde Bekond ein Fehlbedarf an Ausweisung von Wohnbauflachen zu ver-
zeichnen. Der Ortsgemeinde Bekond wird ein zusatzlicher Bedarf zugeteilt. Demzufolge hat
die Gemeinde den unmittelbar angrenzenden Bebauungsplan "Im Tal" aufgestellt und zur
Rechtskraft gebracht. Die Umsetzung dieses Gebietes verzdgert sich aufgrund der Bo-
denordnungsmalnahmen, so dafl mit dem hier geplanten B-Plan der akute Bedarf an Bau-
grundstlcken gedeckt werden soll.

Zur Sicherung einer geordneten stadtebaulichen Entwicklung ist die Durchflihrung eines for-
mellen Bauleitverfahrens erforderlich. Im Rahmen der Bauleitplanung soll eine Entwicklung
des Gebietes als ,allgemeines Wohngebiet“ mit Einzelhdusern erreicht werden.

Die Gemeinde ist gehalten gem. § 1 Abs. 3 BauGB i.V.m. § 8 Abs. 3 BauGB den Bebau-
ungsplan aufzustellen. Der Aufstellungsbeschluf® wurde in der Sitzung des Ortsgemeindera-
tes am 01.10.2007 gefaldt. Die Abgrenzung des Plangebietes ist als Anlage beigefiigt. Das
Plangebiet umfalt insgesamt eine Flache von ca. 0,4 ha.

Im wirksamen FNP der VG Schweich ist der Uberplante Bereich als Mischbauflachen (M)
ausgewiesen.

Der FNP ist seit 16.06.2006 in Form der dritten Fortschreibung wirksam und der Bebauungs-
plan somit aus dem Flachennutzungsplan gemafll § 8 Abs. 2 BauGB entwickelt. Geringe
Uberschreitungen im Siiden betreffen die griinplanerichen Manahmen zur Einbindung des
Gebietes in das Landschaftsbilds und sind mit dem Entwicklungsgebot vereinbar. Eine Ge-
nehmigung ist nicht erforderlich, der Beschlul des Bebauungsplans kann gemaf § 10 Abs. 3
bekannt gemacht werden. Mit der Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan in Kraft.

Die frihzeitige Burgerbeteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB erfolgte vom 30.07.2007 bis
24.08.2007




1.2 Gebietsabgrenzung

Das Plangebiet erstreckt sich auf Teilbereiche der Gemarkung Bekond, Flur 12
Die Flache des Bebauungsplanes umfalfit folgende Flurstlicke:

Flur 12

Flursticksnummern: 55 tlw.(Mehringer Weg), 59 (Weg), 60 tlw.(Weg), 63/2 tlw., 64
tiw.(Mehringer Weg), .

Der exakte Verlauf der Plangebietsbegrenzung ist der Plandarstellung zu entnehmen.

2 PLANUNGSGRUNDLAGEN

Planungsgrundlage sind:
¢ landespflegerischer Planungsbeitrag, sowie die im Zusammenhang mit der Abstimmung
der landespflegerischen Zielvorstellungen erzielten Ergebnisse

Die aus der Bewertung des aktuellen Zustands und der Empfindlichkeit der einzelnen Natur-
raumpotentiale abgeleiteten landespflegerischen Zielvorstellungen sind im landespflegeri-
schen Planungsbeitrag dargelegt.

3 DARLEGUNG ZUM STADTEBAULICHEN ENTWURF

‘ 31 Stadtebauliche Konzeption ‘

\ 3.1.1 Allgemeines \

Die derzeitige Ackernutzung der Flache wird aufgegeben und eine Umnutzung als Wohn-
bauflache angestrebt. Dabei soll die vorhandene Ortsstruktur um eine Gebaudezeile nach
Sid-Westen erweitert werden.

3.1.2 Stadtebauliche Zielvorgaben

Im Rahmen der Bebauungsplanaufstellung sind folgende Themenbereiche als stadtebauli-
che Zielvorgaben zu behandeln. Regelungsbedarf besteht neben den allgemeinen planungs-
und bauordnungsrechtlichen Belangen insbesondere hinsichtlich folgender Punkte:

Schaffung von Baurecht zur ErschlieRung weiterer Bauflachen

»allgemeines Wohngebiet* (WA)

Berticksichtigung 6kologischer Vorgaben und Ortsbildgestaltung

wasserwirtschaftliche Erfordernisse, Begrenzung der AbfluBmenge von Oberflachenwas-
ser sowie Festsetzungen in Bezug auf die Ableitung von Niederschlagswasser.

Die Eignung des Geldndes wurde im Rahmen des landespflegerischen Planungsbeitrages
sowie weiterer Voruntersuchungen festgestellt.



Die vorliegenden Untersuchungen kommen insgesamt zu dem Ergebnis, dafld der zur Aus-
weisung von Wohnbauflachen vorgesehene Standort die Anforderungen gem. § 1 Abs. 5
BauGB erfullt.

3.1.3 Topographische Situation

Es handelt sich bei dem Gebiet um einen nach Westen geneigten Hang.
Auf eine Ortliche Gelandeaufnahme wurde verzichtet. Fur die Hohenfestlegungen in den
textlichen Festsetzungen wird auf das Urgelande Bezug genommen.

3.1.4 Nutzungseinschrankung durch umweltrelevante Aspekte und techni-
sche Vorgaben

A) Landespflege
Es sind die aus den landespflegerischen Zielvorstellungen sich ergebenden Vorgaben zu
bertcksichtigen. Erhaltenswerte bzw. schitzenswerte Griinbereiche sind im Planbereich
nicht vorhanden. Aufgrund der exponierten Hanglage ist jedoch auf eine optimale Eingri-
nung zu achten. Weitere Inhalte hierzu sind in Teil 2 der Begrindung (Umweltbericht)
dargelegt.

B) Wasserleitung
Im Kataster ist eine Leitung dargestellt, welche das Gebiet diagonal durchquert. Dabei
handelt es sich um eine alte Versorgungsleitung aus Richtung Schweich, welche aber
nicht mehr in Benutzung ist.

Weitere Nutzungseinschrankungen bestehen nicht.

3.1.5 Nutzungsverteilung

Entsprechend der Vorgaben des Antragstellers wird der Bebauungsplanbereich als allge-
meines Wohngebiet ausgewiesen. Im Sinne einer anzustrebenden Wohnruhe sollte die
zulassige Nutzung eingeschrankt werden.

Es wird die Errichtung von freistehenden Einfamilienhdusern angestrebt. Um sich der vor-
handenen Bauweise der angrenzenden Wohnbebauung anzupassen werden zwei Vollge-
schosse zugelassen.

Zur Begrenzung des ruhenden und flieRenden Verkehrs wird die zulassige Anzahl der
Wohneinheiten auf maximal 2 Stiick je Wohngebaude begrenzt.

Flachen fiir Versorgungsanlagen

Parallel zu dem vorhanden, befestigten Weg auf Flurstiick Nr. 59 soll ein 2,00 m breiter
Streifen als Versorgungsstreifen erganzt werden. Die Gemeinde mdchte darauf einen Geh-
weg errichten.

Uber den Versorgungsstreifen werden die neuen Grundstiicke an die Wasserversorgung und
Entwasserung im "Mehringer Weg" angeschlossen.




Flachen fliir Ausgleichs- und ErsatzmaRnahmen

Die im Sinne des Landespflegegesetzes erforderlichen Ausgleichs- und Ersatzflachen (Fla-
chen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft) liegen
Uberwiegend auflerhalb des Plangebietes.

Siehe hierzu Teil 2 der Begrindung (Umweltbericht).

Flachen fir die Wasserwirtschaft

Art und Umfang der Entwasserungsanlagen wurden im Vorfeld mit der Verbandsgemeinde
abgestimmt.
Weitere Ausflihrungen siehe Kap. 4.

3.1.6 ErschlieBung

Die Grundstiicke werden Uber einen Gemeinde-eigenden Weg, welche den unteren mit dem
oberen "Mehringer Weg" verbindet, erschlossen. Der Weg ist befestigt.

3.1.7 Bauplanungs- und bauordnungsrechtliche Festsetzungen

Nutzungsverteilung

Soweit es sich um Bauflachen handelt, sind Art und Mal} der zulassigen baulichen Nutzung
geregelt durch die Darstellung von Baugrenzen in Verbindung mit textlichen Festsetzungen
hinsichtlich Bauvolumen, Art der Nutzung sowie den Maximalwerten der Ausnutzung der
Uberbauung der jeweiligen Grundstiicke. Neben der allgemeinen Wohnbebauung ist die Op-
tion zur Errichtung von Laden und nicht stérenden Handwerksbetrieben, analog der angren-
zenden Bebauung, berucksichtigt.

AuBere Gestaltung

Gestalterische Festsetzungen werden auf das notwendige reduziert und orientieren sich im
wesentlich an dem angrenzenden, rechtskraftigen B-Plan "Im Tal".

Die Regelungen beschranken sich auf Festsetzungen hinsichtlich der Gebaudehothe. Das
maximal zuldssige Gebaudevolumen wird definiert durch Angabe der Hohenlage der Gebau-
de bezogen auf das Urgelande sowie der zulassigen Maximalwerte fir Trauf- und Firsthohe.
Diese Festlegungen werden zusatzlich durch die Festsetzung einer max. sichtbaren Wand-
hohe (aufler am Giebel) erganzt. In Verbindung mit der Darstellung von Schemaschnitten ist
der Bezugspunkt der einzelnen MaRangaben exakt bestimmt.

Weitere gestalterische Festlegungen regeln die Art der Dachform, die Ausbildung der Dach-
landschaft (Dachgauben) sowie Farb- und Materialien von Dachern und Fassaden.

Ziel ist es, die neuen Gebaude im Sinne einer Weiterentwicklung eines intakten Ortsbildes
einzufugen.



4 VER- UND ENTSORGUNG

\ 4.1 Schmutz- und Niederschlagswasser

Die Entwasserungstechnischen MaRnahmen wurden im Vorfeld mit den VG-Werken abge-
stimmt.

Demnach ist geplant:

Zitat Anfang

Schmutzwasser
Die Ortsgemeinde Bekond wird im Mischsystem entwassert. Das anfallende Schmutzwasser
soll an die vorhandene Leitung im "Mehringer Weg" angeschlossen werden.

Regenwasser

Bei der Erschlielung ist davon auszugehen, dass die aktuellen wasserwirtschaftlichen An-
forderungen zu erfiillen sind und somit flir den Ausgleich der Versiegelung die entsprechen-
den Oberflachenwasserriickhaltungen in den Grundstlicken vorzusehen sind. Denkbar sind
z.B. Aufstau-Zisternen mit einem Mindest-Rickhaltevolumen von 50 Liter pro gm versiegelter
Flache mit einem gedrosselten Uberlauf an den Mischwasserkanal einzubauen. Die techni-
schen Details sind mit den VG-Werken abzustimmen und im Bauantrag nachzuweisen.

Zitat Ende

4.2 Wasserversorgung

Durch Anschluf® bzw. Verlangerung der vorhandenen Versorgungseinrichtungen ist die Ver-
sorgung des Plangebietes sichergestellt.

4.3 Stromversorgung

Die Energieversorgung ist durch Anschluf an die vorh. Versorgungsleitungen sicherzustel-
len. Nahere Einzelheiten werden mit dem RWE abgestimmt.

5 EIGENTUMSVERHALTNISSE / BODENORDNENDE
MASSNAHMEN

Die zu bebauenden Flachen befinden sich im Privatbesitz. Die Bildung der Grundsticke ist
durch Fortfiihrungsmessung geplant. Die Ubertragung des Gelandestreifens fir den Gehweg
soll auf freiwilliger Basis erfolgen.



6 UMWELTBERICHT / LANDESPFLEGERISCHER
PLANUNGSBEITRAG

Aufbauend auf eine Bestandserfassung und -bewertung werden hier die voraussichtlichen
Beeintrachtigungen der einzelnen Schutzguter ermittelt und eingeschéatzt.

Die notwendigen Festsetzungen des landespflegerischen Planungsbeitrages sowie die An-
forderungen des § 17 LPfIG wurden in den B-Plan integriert. Siehe hierzu die textlichen
Festsetzungen sowie den als Bestandteil der Begriindung beigefligten Umweltbericht inkl.
landespflegerischer Planungsbeitrag zum B-Plan.

Der Umweltbericht / landespflegerische Planungsbeitrag ist Bestandteil der Begriindung
(siehe Teil 2 der Begriindung).

7 ABWAGUNG EINSCHL. BEGRUNDUNG DER
ABWEICHUNGEN VON DEN LANDESPFLEGERISCHEN
ZIELVORSTELLUNGEN

|Abweichungen von den landespflegerischen Zielvorstellungen

Aufgrund der Vornutzung der Flachen und der Lage innerhalb bestehender Siedlungsflachen
kénnen keine erheblichen und nachteiligen Auswirkungen festgestellt werden, die nicht aus-
gleichbar waren.

weitere Ausflhrungen siehe Teil 2 der Begrindung (Umweltbericht / landespfl. Planungsbei-
trag)

|Abwéigung

Die im Sinne der Abwagung fir beachtlich gehaltenen Unterlagen und deren Ergebnisse
werden eingehend in der Sitzung des Ortsgemeinderates erortert.

Im Rahmen der Offentlichkeitsbeteiligung gem. § 3(1) (2) BauGB wurden von einem Biirger
aus Bekond Anregungen und Bedenken im wesentlichen bezlglich einer Zerkliftung des
Ortsrandes durch die Neubebauung und dem Vorkommen diverser Tierarten (Fledermaus,
Greifvogel, Feldhase, Reh) vorgebracht. Ferner wurde der akute Baulandbedarf in Frage
gestellt sowie eine Ausdehnung des Gebietes nach Norden gefordert.

Der Gemeinderat hat nach eingehender Abwagung hierzu auszugsweise folgende Beschlis-
se gefaldt:

Arrondierung heif3t nicht, dal® die Gebaude am Ortsrand in einer Linie aufgereiht sein missen, sondern,
dal} im Zusammenhang mit vorh. ErschlieBung sinnvolle Abgrenzungen der Baustruktur erzielt werden.
Die in der Landschaft verzahnte Ortsrandgestaltung entspricht der Iandlichen Bauweise.

Weiterhin erhalt der Ortsrand in diesem Bereich durch vorhandenen Bewuchs entlang des Mehringer Weg
und des unterhalb des Plangebiets verlaufenden Wirtschaftswegs einen eigenstandigen Charakter.

Die geplante Neubebauung ist somit gefal’t, so dal® eine Bebauung des nordwestlichen Bereichs nicht
zwingend erforderlich ist, um einen geschlossenen Siedlungsraum zu erzielen.

Fledermduse nutzen die vorhanden Strukturen lediglich als Flugroute zwischen Wochenstuben in der
Ortslage und Nahrungsraumen im Freiland. Bejagt werden vor allem artenreiche Saumstrukturen und in-
sektenreichere warmere bodennahe Luftschichten wie z. B. auch iber Asphaltwegen. Winterquartiere oder
Altbaume die als Sommerquartier geeignet sind, werden von der Baulandausweisung nicht betroffen.
Fledermause nutzen auch Siedlungsraume als Lebensraum, vor allem Nischen, Risse im Mauerwerk und
Dachstuhle. Aktuell wird kein Lebensraum beseitigt.



Greifvogel wie Rotmilan und Bussard nutzen groRRraumig die gesamte Feldflur um die Ortslage und im
Féhrener Kuppenland als Nahrungshabitat. Vorhandene Sitzwarten in den umliegenden Hecken bleiben
erhalten. Brutvorkommen werden nicht betroffen.

Die kleinraumige Beanspruchung stellt in Bezug auf den gesamt genutzten Nahrungsraum keine Beein-
trachtigung dar.

Eine Testabfrage der Marktsituation steht nicht im Widerspruch zur grundsatzlichen Situation hinsichtlich
der Baulandnachfrage in der Ortsgemeinde Bekond.

Inhalt des B-Plans ist es, in Abstimmung auf eine vorhandene ErschlieBung und vorh. Griinstrukturen bau-
liche Arrondierung zu erzielen. Er dient nicht als Grundlage um nicht ausgebaute Wegeverbindungen zu
rechtfertigen.

In den Verfahren § 3(1) (2) und § 4(1) (2) BauGB wurden weiter keine abwagungsrelevanten
Anregungen vorgebracht.

8 KOSTEN DER REALISIERUNG DES BEBAUUNGSPLANES

Es werden mit dem Bebauungsplan keine weiteren ErschlieBungsmalnahmen ausgeldst.
Die Kostenverteilung der zusatzlichen Hausanschliisse und der Gehweganlage werden mit
dem Investor vertraglich geregelt.

9 FLACHENBILANZ

>m?ca. |2% ca.
Gesamtflache 4.461 100,0
¢ Verkehrsflache 826 18,5
o Verkehrsflache bes. Zweckbestimmung (Wirtschaftsweg) 201 4,5
o Offentliche Grinflache 472 10,6
e private Grinflache 809 18,1
Netto-Bauflachen Allgemeine Wohngebiete 2.153 48,3
Bekond, den ........cccccevvneeeennnn.



	ALLGEMEINES
	Vorbemerkung
	
	Regionaler Raumordnungsplan
	Erfordernis zur Ausweisung und Aufstellung des B-


	Gebietsabgrenzung

	PLANUNGSGRUNDLAGEN
	DARLEGUNG ZUM STÄDTEBAULICHEN ENTWURF
	Städtebauliche Konzeption
	Allgemeines
	Städtebauliche Zielvorgaben
	Topographische Situation
	Nutzungseinschränkung durch umweltrelevante Aspe�
	
	Landespflege
	Wasserleitung


	Nutzungsverteilung
	Flächen für Versorgungsanlagen
	Flächen für Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen
	Flächen für die Wasserwirtschaft

	Erschließung
	Bauplanungs- und bauordnungsrechtliche Festsetzungen


	VER- UND ENTSORGUNG
	Schmutz- und Niederschlagswasser
	Wasserversorgung
	Stromversorgung

	EIGENTUMSVERHÄLTNISSE / BODENORDNENDE MASSNAHMEN
	UMWELTBERICHT / LANDESPFLEGERISCHER PLANUNGSBEITRAG
	ABWÄGUNG EINSCHL. BEGRÜNDUNG DER ABWEICHUNGEN VO
	KOSTEN DER REALISIERUNG DES BEBAUUNGSPLANES
	FLÄCHENBILANZ

